
Hilfe des militärischen Machtapparates und 
der Staatsbürokratie aus, in denen die alten 
Faschisten, die Hitlergenerale, Nazidiplomaten 
und Blutrichter die Schlüsselpositionen in Hän
den haben ... Zum Hauptinhalt der Ideologie 
des westdeutschen Imperialismus wurde der 
Antikommunismus.“
Diese Entwicklung konnte sich vollziehen, weil 
die Arbeiterklasse auf dem Territorium der 
heutigen Bundesrepublik durch die Einwirkung 
der Westmächte gespalten blieb, die KPD ver
boten ist und Friedenskämpfer verfolgt und 
eingesperrt werden.
Nachdem die Spaltung Deutschlands durch die 
Bildung des westdeutschen Staates vollzogen 
war, wurde im Oktober 1949 die Deutsche De
mokratische Republik gegründet — der erste 
Arbeiter-und-Bauern-Staat in der deutschen 
Geschichte — mit dem bewährten deutschen 
Arbeiterführer Wilhelm Pieck als dem ersten 
Arbeiterpräsidenten in der Geschichte Deutsch
lands. Die Gründung der Deutschen Demokra
tischen Republik bedeutete einen Wendepunkt 
in der Geschichte Europas. Die Grundlage der 
Innenpolitik unserer Republik ist das Bündnis 
mit allen in der Nationalen Front vereinigten 
Parteien und Massenorganisationen, die unter 
der Führung unserer Partei zielstrebig die Auf* 
gaben beim umfassenden Aufbau des Sozialis
mus zu Ende führen. Ihre Außenpolitik wird 
von der festen Freundschaft zur Sowjetunion 
und zu den anderen sozialistischen Staaten so
wie zu den in der Entwicklung befindlichen 
Nationalstaaten bestimmt. Sie basiert auf der 
Politik der Völkerfreundschaft und der fried
lichen Koexistenz zwischen Völkern mit un
terschiedlicher Gesellschaftsordnung.

Lösung der nationalen Frage — 
Sache der Deutschen selbst

Das Ziel ihrer Politik ist Frieden und Sicher
heit für alle Völker auf der Basis der Zusam
menarbeit, der Gleichberechtigung und der ge
genseitigen Achtung und Souveränität. „Wir 
vertreten also die Interessen der ganzen gro
ßen deutschen Nation“, sagte Genosse Walter 
Ulbricht in seiner Rede auf der 13. Volkskam
mertagung, „während die Regierung in Bonn 
höchstens berechtigt ist, im Namen einer Hand
voll Monopole und Multimillionäre, Hitler
generale und Blutrichter — und wenn es hoch
kommt — auch noch einiger USA-Konzerne zu 
sprechen.“ Er machte darauf aufmerksam, 
daß das Kernwaffenkomplott Westdeutsch
land—USA ein neues Moment in die Situation 
bringe. Die enge Verbindung der USA-Mono- 
pole mit dem westdeutschen Monopolkapital 
und die Festlegung auf gemeinsame imperia

listische Ziele habe, wie er sagte, den Prozeß 
der Aufgabe jeglicher nationaler Bindung des 
westdeutschen Monopolkapitals an das deut
sche Volk und seine Lebensinteressen außer
ordentlich beschleunigt. „Verfügungsgewalt 
über Atomwaffen in den Händen imperialisti
scher Hasardeure Bonner Art ist lebensgefähr
lich für ganz Europa“, erklärte er. Es ist klar, 
daß es mit einem solchen Staat keine Wieder
vereinigung geben kann.

Die Spaltung der deutschen Nation kann nur 
auf der Basis der Anerkennung der Souveräni
tät beider deutscher Staaten, auf dem Wege 
der Annäherung und Verständigung überwun
den werden. Aber dazu ist es notwendig, daß 
sich die Arbeiterklasse im Bündnis mit allen 
anderen friedliebenden Kräften der Herrschaft 
der Monopolisten, Revanchisten, Militaristen 
und Faschisten entledigt und die Wende zu 
einer Politik der Entspannung und des Frie
dens erzwingt.
Im Manifest zum 20. Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus wird die große Verantwor
tung der westdeutschen Bevölkerung für die 
Sicherung des Friedens in Europa hervorge
hoben. Mit dem Manifest wenden sich die 
Volkskammer, der Staatsrat, die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik und die 
Nationale Front des Demokratischen Deutsch
land an die westdeutsche Bevölkerung und 
fordern sie auf, das Ihre zu tun, um die Mo
nopole, die Militaristen und Imperialisten zu 
entmachten; für eine Verständigung beider 
deutscher Staaten über Abrüstung und den 
Verzicht auf Kernwaffen in jeder Form — ein
schließlich der Verfügungsgewalt über sie — 
zu kämpfen; alle Eroberungspläne gegen die 
DDR und anderer sozialistischer Staaten zu
nichte zu machen; von der Realität der Exi
stenz zweier deutscher Staaten mit verschiede
ner Gesellschaftsordnung auszugehen. Die Lö
sung der deutschen Frage kann nicht in den 
Händen ausländischer Mächte liegen, sie kann 
nur eine Sache der Deutschen selbst sein.
In der Deutschen Demokratischen Republik 
gelten Kriegshetze und Revanchismus als Ver
brechen. Die Vollendung des sozialistischen 
Aufbaus in Frieden, die weitere Festigung der 
sozialistischen Demokratie durch breite Mit
arbeit aller Bevölkerungsschichten an der Lei
tung und Lenkung des Staates, die internatio
nale Zusammenarbeit und Völkerfreundschaft 
sind die Grundlagen ihrer Staatspolitik. Darum 
ist die Deutsche Demokratische Republik be
rechtigt, im Namen der ganzen deutschen Na
tion zu sprechen; denn der Staat, das sind wir!
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